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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 803/68 bezüglich der Lieferfristen von eingeführten Waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 213 und 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EWG) Nr. 803/68 des Rates vom 27. Juni 1968 1) 
bestimmt, daß der gezahlte oder zu zahlende Preis 
als Zollwert anerkannt werden kann, wenn der 
Kaufvertrag in einem in Artikel 10 bestimmten Zeit- 
raum durchgeführt wird. 

Die letztere Bestimmung sieht in Absatz 1 vor, 
daß der gezahlte oder zu zahlende Preis für die An- 
wendung des Artikels 9 anerkannt werden kann, 
wenn der Tag des Vertragsabschlusses nicht mehr 
als sechs Monate vor dem in Artikel 5 Buchstaben 
a oder b genannten Zeitpunkt liegt. Nach den Ab- 
sätzen 2 bis 4 desselben Artikels kann diese Tole- 
ranz durch Anwendungsverordnungen nach dem 
Verfahren des Artikels 17 der Verordnung (EWG) 
Nr. 803/68 unter bestimmten Voraussetzungen auf 
zwölf Monate oder mehr verlängert werden, jedoch 
nicht über vierundzwanzig Monate hinaus. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Liste der Wa- 
ren, für die diese besonderen Toleranzen zugelassen 
sind, häufig geändert werden muß, um entweder 
neue Erzeugnisse aufzunehmen oder die Dauer der 
festgelegten Toleranzen zu ändern oder den Wort- 


laut der Liste in bestimmten Punkten an fortlaufend 
vorgenommenen Änderungen des Gemeinsamen 
Zolltarifs der Europäischen Gemeinschaften anzu- 
passen. 

Eine allgemeine Toleranz von 24 Monaten würde 
in dieser Hinsicht zu einer bedeutenden Verein- 
fachung führen. 

Gleichzeitig mit einer derartigen Maßnahme ist 
Absatz 7 des genannten Artikels 10 dahin gehend 
zu ändern, daß die Toleranz in Zeiten unstabiler 
Preise aufgehoben werden kann. Unter dieser Vor- 
aussetzung bleibt das Gleichgewicht zwischen den 
Zielen des geltenden Wortlauts des genannten Arti- 
kels 10, in den meisten Fällen den gezahlten oder 
zu zahlenden Preis der Bewertung zugrunde zu 
legen, und der Notwendigkeit, bei der Bewertung 
nicht von dem Preis abzuweichen, der zu dem in 
Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 fest- 
gelegten Zeitpunkt erzielbar ist, aufrechterhalten. 

Die allgemeine Ausdehnung der Toleranz von 
sechs auf vierundzwanzig Monate läßt die Vorschrif- 
ten der Absätze 2 bis 4 des genannten Artikels ge- 
genstandslos werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 803/68 erhält 
folgende Fassung: 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 6 
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„(1) Der gezahlte oder zu zahlende Preis kann für 
die Anwendung des Artikels 9 anerkannt werden, 
wenn der Tag des Vertragsabschlusses nicht mehr 
als vierundzwanzig Monate vor dem in Artikel 5 
Buchstaben a und b genannten Zeitpunkt liegt. 

(2) Werden Waren auf besondere Bestellung herge- 
stcllt, so kann der gezahlte oder zu zahlende Preis 
für die Anwendung des Artikels 9 anerkannt wer- 
den, wenn sie innerhalb der vereinbarten Fristen ge- 
liefert werden. 

(3) Wird nachgewiesen, daß die Frist für die Lie- 
ferung wegen höherer Gewalt oder auf Grund außer- 
gewöhnlicher Umstände die nach den Absätzen 1 
und 2 zugelassene Toleranz überschreitet, so kann 
diese entsprechend verlängert werden. 

(4) Die Anwendung der in den Absätzen 1 und 2 
vorgesehenen Toleranz kann in Zeiten instabiler 
Preise nach dem Verfahren des Artikels 17 ausge- 
setzt werden." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
26. August 1974 - 1/4 - 680 70 -E- Wa 25/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 6. August 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 


Die bestehenden Vorschriften von Artikel 10 der 
Verordnung (EWG) Nr. 803/68 des Rates vom 27. 
Juni 1968“) legen die Voraussetzungen fest, unter 
denen ein gezahlter oder zu zahlender Preis bei der 
Zollbewertung eingeführter Waren anerkannt wer- 
den kann, insbesondere hinsichtlich des zu berück- 
sichtigenden Tages des Vertragsabschlusses. In Ab- 
satz 1 dieses Artikels ist der Grundsatz einer allge- 
meinen zeitlichen Toleranz von 6 Monaten fest- 
gesetzt worden. Nach Absätzen 2 bis 4 dieses Arti- 
kels kann die allgemeine Toleranz jedoch durch Ver- 
ordnungen der Kommission auf 12 Monate und mehr 
verlängert werden, ohne jedoch 24 Monate über- 
schreiten zu dürfen. 

Auf der Grundlage dlc'scr Vorschriften hat die Kom- 
niission durch die Verordnung (EWG) Nr. 2198/69 
vom 30. Oktober 1969'^) die Liste der Waren auf- 
gestcTlt, für die eine verlängerte zeitliche Toleranz 
gilt, sowie die für jede dieser Waren geltende Frist. 
Seitdem ist die Eiste mehrfach durch Anderungsver- 
ordnungen überholt worden, um entweder eine stän- 
dig wachsende Anzahl von Erzeugnissen aufzuneh- 
iiien oder um die Dauer der angegebenen Toleran- 
zen zu erhöhen oder schließlich um den Wortlaut 
einiger Angaben in der Liste insbesondere an regel- 
mäßig vorkommenden Änderungen des Gemeinsa- 
men Zolltarifs anzupassen. 


In dem Bemühen, die von den Instanzen des Rates 
und der Kommission einmütig erstrebte Verein- 
fachung zu verwirklichen und in Anbetracht der Tat- 
sache, daß das bestehende Verfahren nicht flexibel 
und schnell genug ist für eine Anpassung an die 
ständige Entwicklung der Llandelspraktiken, er- 
scheint es zweckmäßig, die Vorschriften von Arti- 
kel 10 der obengenannten Verordnung des Rates ab- 
zuändern und den Grundsatz einer allgemeinen 
Toleranz von 24 Monaten vorzusehen. 

Um jedoch das unerläßliche Gleichgewicht zwischen 
den obengenannten Zielen der Vereinfachung und 
der Notwendigkeit aufrechtzuerhalten, sich nicht von 
den allgemeinen Grundsätzen der Verordnung 
(EWG) Nr. 803/68 zu entfernen, wird dieser allge- 
meinen Toleranz eine Klausel beigefügt, die fest- 
legt, daß die genannte Toleranz in Zeiten instabiler 
Preise durch eine An wendungs Verordnung ausge- 
selzt werden kann. 

Diese Änderung von Artikel 10 ist im Grundsatz 
im Ausschuß für den Zollwert erörtert worden, der 
dem Vorschlag im ganzen positiv gegenübersteht. 

-) AiiitsblciU der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 6 

•J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 279 
vom JO. Oktober 1969, S. 9 
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